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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der in Artikei 4 a 
der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 vorgesehenen Währungsausgleichsbeträge 
für iandwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 28, 43 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 4 a der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 des 
Rates vom 12. Mai 1971 über bestimmte konjunktur- 
politische Maßnahmen, die in der Landwirtschaft im 
Anschluß an die vorübergehende Erweiterung der 
Bandbreiten der Währungen einiger Mitgliedstaaten 
zu treffen sind^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 3450/73^), sieht vor, daß die 
in einigen Mitgliedstaaten, deren Währung an Wert 
verloren hat, zur Anwendung kommenden Wäh- 
rungsausgleichsbeträge von den Einfuhrbelastungen 
und den Erstattungen abgezogen werden und die bei 
der Einfuhr mit Herkunft aus Drittländern erhobene 
Belastung nicht überschreiten dürfen. 

Für eine gewisse Anzahl von Erzeugnissen setzt 
sich die Belastung bei der Einfuhr aus mehreren 
Teilbeträgen zusammen. Im Hinblick auf den mit 
einigen dieser Teilbeträge verfolgten wirtschaft- 
lichen Zweck kann es angezeigt sein, sie bei der An- 
wendung der fraglichen Bestimmung nicht in Be- 
tracht zu ziehen. 


Es ist daher notwendig, die Bestimmungen des 
genannten Artikels 4 a Absatz 2 zu ergänzen, um 
seine Anwendung für die vorgenannten Fälle im 
einzelnen festlegen zu können - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 4 a Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
974/71 wird durch folgenden Absatz ergänzt: 

„Nach dem Verfahren von Artikel 6 kann vorge- 
sehen werden, daß in Fällen, in denen die Einfuhr- 
belastung aus mehreren Teilbeträgen besteht, für die 
Anwendung von Absatz 1 lediglich der Teilbetrag 
berücksichtigt wird, der den Preisunterschieden der 
Ausgangserzeugnisse Rechnung tragen soll.“ 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 12. Mai 1971, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 353 
vom 22. Dezember 1973, S. 25 
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Begründung 

Es gibt eine Reihe von Erzeugnissen, für welche die 
Einfuhrbelastung aus zwei Teilbeträgen besteht: 

— einem beweglichen Teilbetrag zum Ausgleich der 
Unterschiede in den Preisen für Grunderzeugnis- 
se zwischen der Gemeinschaft und Drittländern; 

— einem festen Teilbetrag, der den Schutz der Ver- 
arbeitungsindustrie der Gemeinschaft gewährlei- 
sten soll. 

(Hierbei ist darauf hinzuweisen, daß der feste Teil- 
betrag für die neuen Mitgliedstaaten im allgemeinen 
nicht mit dem festen Teilbetrag der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung überein- 
stimmt; in diesem Fall wird eine Annäherung nach 
Artikel 61 der Beitrittsakte vorgenommen; der feste 
Teilbetrag kommt auch im innergemeinschaftlichen 
Handel mit den neuen Mitgliedstaaten zur Anwen- 
dung.) 

Für diesen festen Teilbetrag ergibt sich bei Anwen- 
dung von Artikel 4 a der Verordnung (EWG) Nr. 
947/71 ein Problem. Im Zusammenhang mit dem für 
die Anwendung dieser Bestimmung zu treffenden 
Vergleich ist vom Ausgleichsbetrag und von der Ein- 
fuhrbelastung die Rede. Im engen Sinne handelt es 
sich dabei um die Gesamtbelastung, einschließlich 
des festen Teilbetrages. 

Somit würde also, wenn beispielsweise bei Getreide 
wegen Anwendung des Artikels 4 a ein Ausgleichs- 
betrag 0 gilt, bei der Einfuhr von Getreideverarbei- 
tungserzeugnissen weiterhin ein Ausgleichsbetrag 
gewährt, da ein fester Teilbetrag anwendbar bleibt; 
der Ausgleichsbetrag würde demnach dem Festbe- 
trag entsprechen. 

Diese Folge scheint nicht sehr logisch: 

— Im Warenverkehr mit Drittländern verschwindet 
der Schutz für die Verarbeitungsindustrie der 
Gemeinschaft, da der vereinnahmte feste Teilbe- 
trag und der gewährte Währungsausgleichsbe- 
trag sich gegenseitig aufheben. 

— Soweit der feste Teilbetrag nicht zur Anwendung 
kommt, gilt im Warenverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten weiterhin ein für alle Handelsge- 
schäfte identischer Ausgleichsbetrag, so daß zwi- 
schen den betreffenden Mitgliedstaaten Wettbe- 
werbsverzerrungen eintreten. 


Es wird daher vorgeschlagen, Artikel 4 a Ab- 
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 so zu än- 
dern, daß die obengenannten Folgen vermieden wer- 
den. 

Vom finanziellen Gesichtspunkt ist zu bemerken, 
daß dieser Vorschlag nur Ausgleichsbeträge betrifft, 
die unter die Regelung nach Artikel 4 a der Verord- 
nung (EWG) Nr. 974/71 fallen, also in Mitgliedstaa- 
ten gilt, deren Währung an Wert verloren hat. Da 
vorgeschlagen wird, bei den fraglichen Erzeugnissen 
die in Artikel 4 a vorgesehene Höchstgrenze der 
Ausgleichsbeträge auf die beweglichen Teilbeträge 
zu beschränken, kann sich daraus nur eine Vermin- 
derung der Ausgleichsbeträge ergeben, falls die 
Höchstgrenze in Kraft tritt. 

Im Warenverkehr mit Drittländern führt diese Ver- 
minderung mit Rücksicht auf die Bestimmungen von 
Artikel 4 a Absatz 1 (gegebenenfalls Abzug der Aus- 
gleichsbeträge von den Einfuhrbelastungen oder den 
Ausfuhrerstattungen) zu einer Steigerung der Ein- 
fuhrabgaben und der Ausfuhrerstattung. Im Waren- 
verkehr zwischen Mitgliedstaaten schlägt sich diese 
Verminderung unmittelbar in den vereinnahmten 
bzw. gewährten Ausgleichsbeträgen nieder (Arti- 
kel 792 des Haushalts der Europäischen Gemein- 
schaften) . 

Im allgemeinen hängen die finanziellen Folgen der 
Regelung nach Verordnung Nr. 974/71 vor allem von 
den Floatingsätzen und der Höhe der Preise ab. Die- 
se beiden Elemente sind auch für die eventuelle In- 
kraftsetzung einer Höchstgrenze maßgebend. Somit 
dürfte die finanzielle Inzidenz der vorgeschlagenen 
Maßnahmen, die sich nur schwer veranschlagen läßt, 
im Vergleich zu den möglichen finanziellen Folgen 
der obengenannten maßgeblichen Elemente sehr be- 
schränkt sein. 

Allerdings ist mit einer leichten Steigerung der Ein- 
nahmen (Eigeneinnahmen) zu rechnen. Bei den Aus- 
gaben (Erstattungen und Interventionen) ist eine 
schwache Verminderung bei den Mitgliedstaaten mit 
Nettoeinfuhren zu erwarten; dagegen könnten die 
Ausgaben für Mitgliedstaaten mit Nettoausfuhren 
etwas aufsteigen. Angesichts dieser unterschied- 
lichen Tendenzen dürfte die finanzielle Inzidenz die- 
ses Vorschlags nicht so sein, daß eine Änderung der 
im Haushalt 1974 eingetragenen Beträge und der 
Mehrjahresvorausschätzungen erforderlich wird. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
13. März 1974 - 1/4 -680 70 -E- Wä 9/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 25. Februar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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